Kritische Bemerkungen der GBW-FLC

zu den bedeutendsten Passagen des Entwurfes 147-07

nach den Korrekturen der ersten Gesetzgebungskommission

Allgemeine Grundsätze

Der Art. 1 wurde von der zuständigen Landesgesetzgebungskommission substantiell verschlechtert.

In Bezug auf die christlichen Wurzeln heißt es jetzt „ …  Das Land verwirklicht diese Ziele - unter Beachtung der Autonomie der Kindergärten und Schulen - durch seine Bildungspolitik und fördert: …….c) die Verbreitung und Festigung der euro​päischen Gesinnung und Kultur, die auf christlichen Wurzeln aufbaut. ….“;

Keine Spur ist geblieben von der „ Verwirklichung eines sozialen Umfeldes, welche das Prinzip der Le​galität und des akti​ven Zusammenlebens der Sprach​gruppen unter Wahrung ihrer besonderen Merkmale und Traditionen ge​währleistet …, jetzt heißt es nur mehr „…das Land verwirklicht ….. ein soziales Umfeld, welches das Zusam​men​leben der Sprachgruppen unter Wah​rung ihrer besonderen Merkmale und Tra​di​tio​nen gewährleistet, …..“;

Verstärkt wird im Punkt d) des 2. Abs. des Art. 1 auch der Bezug auf „…die Kenntnis der lokalen Geschichte, um die Schülerinnen und Schüler mit der historischen Entwicklung des Landes und dem kulturellen Leben der Heimat vertraut zu machen.“, welcher bereits im vorhergehenden Punkt b) recht klar definiert ist.

Anwendung des Gesetzes (Art. 23)
Zur Anwendung kommen die neuen Bestimmungen ab dem Schuljahr 2009-2010. Für das Schuljahr 2008-2009 sind die momentan geltenden Beschlüsse der LR zur Schulreform bestätigt. NOTA BENE! Für die deutsche und ladinische Schule heißt das, dass auch die kurz vor dem Lehrerstreik im April 2007 verabschiedeten Beschlüsse Wirkung haben!

Wahlbereich

Art. 15, Abs. 5: der Text, welcher seinerzeit dem LSR zur Begutachtung vorgelegt wurde, sah vor, dass für die eventuelle Aktivierung dieses Bereiches die autonomen Schulen zuständig sind, u.z. unter Berücksichtigung der Rahmenrichtlinien. Der neue Text spricht eine andere Sprache:  Die Rahmenrichtli​nien des Landes können in Ergänzung zum Pflichtcurriculum der Schule einen Wahlbereich vorsehen, um unter Berücksichtigung der besonde​ren Erfordernisse des Umfeldes den Inte​ressen, Nei​gungen und Bedürfnissen der Schü​lerinnen und Schüler Rechnung zu tragen. Der Wahlbereich kann demnach den „autonomen“ Schulen über die Rahmenrichtlinien aufgezwungen werden. Das ist genau das Gegenteil dessen, wozu Saurer + Höllrigl kurz nach dem Streik öffentlich bekannt hatten!
Wahlpflichtbereich

Art. 15, Abs. 4: der italienische Text respektiert die Autonomie der Schulen, der deutsche Text zwingt die „autonomen“ Schulen, Wahlpflichtfächer anzubieten. Dazu kommt, dass im neuen Art. 17/bis festgelegt wird, dass die Schulen das Angebot der Musikschulen auch in die Pflichtquote der Schulen einfließen lassen müssen.
Die alte Schulamtsidee hat sich durchgesetzt: Die Pflichtquote der Schulen ist de facto eine Ausdehnung des Wahlpflichtbereiches und nichts Anderes. Aber es kommt noch dicker: Per Gesetz werden die Schulen dazu angehalten, Tätigkeiten von schulexternen Anbietern (Bildung, Sport, Freizeit) in die Pflichtquote der Schule aufzunehmen und als Unterricht anzuerkennen.

Anerkennung außerschulischer Tätigkeiten

Der Absatz 4 des Art. 17-bis wortwörtlich: Die Landesregierung legt Kriterien für die Akkreditierung anderer Bildungseinrichtungen und –organisationen fest, auf deren Grundlage die autonome Schule außerschulische Tätigkeiten als Unterrichtszeit im Bereich der Pflichtquote der Schule und des Wahlbereichs anerkennen kann.   Einige Schulen machen das bereits heute. Sicherlich bedarf es diesbezüglich einer Reglementierung, eines müsste jedoch festgehalten sein (ist es aber nicht!): Die Unterweisung in außerschulischen Tätigkeiten wird von Unterrichtskräften mit den vorgeschriebenen Voraussetzungen geleistet und begleitet.
Landesmusikschulen und Konservatorium

Flickarbeit der allerletzten Minuten betreffen die Musikschulen.

· Art. 1, Abs. 5: Die Institute für Musikerziehung werden zu organischem Teil des Bildungssystems des Landes deklariert.

· Art. 1, Abs. 9: „Zur Verwirklichung der Schulpflicht und des Bil​dungsrechts und der Bildungspflicht tragen …. die Schulen …. sowie andere Bildungseinrichtungen und -organisationen bei. Die Kindergärten und Schulen pflegen dabei eine besondere Zusammenarbeit mit den Musikschulen des Institutes für Musikerziehung.“
· Art. 17-bis, Abs. 4: Die Landesregierung legt Kriterien für die Akkreditierung anderer Bildungseinrichtungen und –organisationen fest, auf deren Grundlage die autonome Schule außerschulische Tätigkeiten als Unterrichtszeit im Bereich der Pflichtquote der Schule und des Wahlbereichs anerkennen kann.

· Art. 23, Abs. 4: Die vom Artikel 17-bis Absätze 1, 2 und 3 vorgesehenen Bestimmungen zu den Musikschulen des Landes werden im Übergangswege auch auf die Lehrgänge des Konservatoriums angewandt, die laut der dem Gesetz vom 21. Dezember 1999, Nr. 508, vorhergehenden Regelung errichtet wurden.

Fazit: Die „autonomen“ Schulen werden de facto zu einer Zusammenarbeit mit den Schulen gezwungen. Das Curriculum wird zur Summe der individuellen Wünsche der Schüler und deren Eltern.
Die institutionalisierte Anwesenheit der Musikschulen innerhalb der öffentlichen Schulen führt zu einer Schrumpfung des ordentlichen, an alle Schüler gerichteten Angebotes der Musikerziehung. An den deutschen MS wurden bereits im laufenden Schuljahr die Stunden für Musikerziehung von 68 auf 61,2 gekürzt, um mehr Platz für den Wahlpflichtbereich zu schaffen.

Sehr problematisch erscheint uns die berufliche Zukunft der lehrbefähigten Fachlehrer für Musikinstrument (Wettbewerbsklasse A 077). Ihre Möglichkeit an öffentlichen Schulen zu unterrichten wird durch die Anwesenheit der Landesmusikschulen de facto annulliert! Das Land muss hier noch Einiges klären!

Die Aufwertung der Musik im Bildungssystem ist etwas Wichtiges, die Gestaltung dieser Aufwertung soll und darf nicht per Handstreich einer Lobby besorgt werden!!!
Wir fordern, dass für alle Bildungseinrichtungen und –organisationen, die an oder im Verbund mit öffentlichen Schulen Unterricht anbieten und leisten, die Zugangsvoraussetzungen der Lehrkräfte klar definiert und garantiert werden. Unabhängig davon muss die Rolle des Musikkonservatoriums unbedingt aufgewertet werden und die Zusammenarbeit mit der Universität angestrebt werden.
Unterrichtszeit

Grundschule

Keine Beachtung hat die Forderung des Landesschulrates gefunden, das Kapitel Unterrichtszeit gründlich zu überdenken und überarbeiten. Alle bleibt beim Alten:

mindestens 850 Jahresstunden für die ersten Klassen;

mindestens 918 Jahresstunden für alle anderen Klassen. 
Die Pausen sind ausgeklammert, in Restitalien sind sie im Jahresstundenkontingent eingerechnet! Kein Wort zur Mensa, in Restitalien wird diese Zeit ausgeklammert. Ebenfalls kein Wort zur Zeit zwischen Mensa und Beginn des Nachmittagunterrichts. Der gesamte Artikel ist weder klar noch vollständig.

Wenn Mensa und Post-Mensa nicht in das Jahresstundenkontingent eingerechnet werden, dann müssen die Pausen – wie in Restitalien – eingerechnet werden. Andernfalls wäre das von vielen GS übernommene Modell von 5 Vor- und 2 Nachmittagen (mit Mensa und Post-Mensa) den Schülern zeitlich kaum zumutbar.
Mittelschule

Der extrem geringe Unterschied der Stundentafel zwischen Schule mit normalem Unterricht und Schule mit verlängertem Unterricht müsste gleichzeitig mit der Definition des Plansolls entschieden werden. Man riskiert sonst, ein Mindeststundenkontingent festzulegen, welches die Bedürfnisse der Schulen übersteigt.

Bewertung

Art. 18, Abs. 2: „Die Entscheidungen über die Versetzungen in die nächste Klasse oder den nächsten Bil​dungsabschnitt erfolgen unter Beachtung der geltenden einschlägigen Bestimmungen und der von der Landesregierung festgelegten Kriterien. Die Landesregierung kann dabei auch die Erprobung und Einführung von innovativen Bewertungsformen und -dokumenten vorsehen.“  Der zweite Satz des Absatzes 2 muss unbedingt gestrichen werden! Bestimmungen zu Versetzung und Nicht-Versetzung fallen nicht in den legislativen Kompetenzbereich des Landes. 
Beunruhigend wirkt auch der Bezug auf eine sog. Interne pädagogische Dokumentation – Portfolio ist gemeint, wenn auch nicht ausgesprochen. Das definitive Ende des Portfolios in Restitalien bleibt hierzulande allem Anschein nach unbeachtet!

Errichtung von Brückenabteilungen in den Kindergärten für die Kinder im Alter zwischen 24 und 36 Monaten.

Art. 11, Abs. 3: „Unter Berücksichtigung pädagogischer Qualitätsstandards fördert die Landesregierung die Errichtung von Brückenabteilungen in den Kindergärten für die Kinder im Alter zwischen 24 und 36 Monaten.“

Zur Umsetzung dieses Absatzes bedarf es einer Aufstockung des Plansolls mit spezifisch dafür ausgebildetem Personal.
